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Bez 


Nach erfolgter Entlaſſang des bisherigen Miniſter⸗Präſidenten und ſchehen ſollen; gewiß mußt 


Kriegs⸗Miniſterd, Generals der Infanterie von Pfuel, will Ich Sie 
lerdurch zum Miniſter⸗Präſidenten ernennen und Ihnen zugleich bis zum 
intreffen des neu ernannten Kriegs⸗Miniſters die interimiſtiſche Leitung 

des Kriegs⸗Miniſteriums und bis zur Ernennung eines neuen Chefs für 

das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten die interimiſtiſche Leitung 
dieſes Miniſteriums übertragen. 
Sansſouci, den Sten November 1848. 
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ßen ꝛc. ic. b 
KEN ſchon früher zu wiederholten Malen einzelne Mitglieder 
der zur Vereinbarung der Berfaffung berufenen Verſammlung wegen ihrer 
Abſtimmungen thätlich mißhandelt worden waren, iſt am 31ſten v. Mts. 
von aufgeregten Volkshaufen das Sitzungslokal der Verſammlung förmlich 
belagert und, unter Entfaltung der Zeichen der Republik, der Verſuch ge⸗ 
macht worden, die Abgeordneten durch verbrecheriſche Demonſtrationen ein⸗ 
zuſchüchtern. Solche beklagenswerthe Ereigniſſe beweiſen nur zu deutlich, 
daß die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene Verſammlung, aus deren 
Schooße die Grundlagen einer wahren, die allgemeine Wohlfahrt bedin⸗ 
genden Freiheit hervorgehen ſollen, der eigenen Freiheit entbehrt, und daß 
die Mitglieder dieſer Verſammlung bei den zu Unſerem tiefen Schmerze 
nicht felten wiederkehrenden anarchiſche Bewegungen in Unſerer Haupt⸗ und 
Refidenzſtadt Berlin nicht denjenigen Schutz finden, welcher erforderlich iſt, 
um ihre Berathungen vor dem Scheine der Einſchüchterung zu bewahren. 
Die Erfüllung Unſeres lebendigen, von dem Lande getheilten Wunſches, 
daß demſelben ſo bald als möglich die auf Grund Unſerer Verheißung zu 
erbauende konſtitutionelle Verfaſſung gewährt werde, kann unter ſolchen 
Umſtänden nicht erfolgen, und darf von den Maßregeln nicht abhängig ge⸗ 
macht werden, welche geeignet find. in geſetzlichem Wege die Ordnung und 
Ruhe in der Hauptſtadt wieder herbeizuführen. 

Wir finden Uns daher bewogen, den Sitz der zur Vereinbarung der 
Verfaſſung berufenen Verſammlung von Berlin nach Brandenburg zu ver⸗ 
legen, und haben Unſer Staats ⸗Miniſterium beauftragt, die dazu nöthi⸗ 
Her e rungen ſo ſchleunig zu treffen, daß die Sitzungen vom 27. d. 
Ms, ab in Brandenburg gehalten werden können. Bis dahin wird die 
u Vereinbarung der Verfaſſung berufene Verſammlung hiermit vertagt. 
Wir fordern daher die Verſammlung auf, ihre Berathungen nach geſchehe⸗ 
ner Verleſung Unſerer gegenwärtigen Botſchaft ſofort abzubrechen und zur 
Fortſetzung derfelben am 27. d. Mts. in Brandenburg wieder zuſammen⸗ 
zutreten. Gegeben Sansſouci, den 8. November 1848. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
f (gegengez.) Graf von Brandenburg. 
Botſchaft an die zur Vereinbarung der Verfaſſung 
berufene Verſammlung. 5 


Bie der am 11ten d. M. fortgeſetzten Ziehung der aten Klaſſe 98ſter Königl. 
Klaſſen⸗ Lotterie fielen 2 Gewinne zu 5000 Thlr. auf No. 8856 und 33,570; 5 Ge⸗ 
aim zu 2000 Thlr. auf No. 27,153. 30,417. 38,832. 64,852 und 80,206; 31 
0 zu 1000 Thlr. auf No, 1824. 5157. 7302. 13,493. 14,456. 14,842. 
16651. 20,550. 30,564. 31,321. 33,681. 34,208. 38,336, 38,363. 47,011. 47,336. 
990 50,836. 52,041. 54,308. 54,832. 55,240. 58,264. 61,158. 61,957. 64,171. 
10 94. 69,406. 78,442. 80,917 und 81,132 in Stettin bei Wilsnach und auf 4 
hir abgeſetzte Loofe; 33 Gewinne zu 500 Thlr. auf No. 1186. 2109. 3380. 

1. 6680. 7440, 10,188. 12,531. 16,024. 17,068. 17,150. 17,269. 17,504. 


20,470. 21,756, 21,971. 30,223. 32,452. 33,007. 35,294, 40,709. 47,268. 57,703. 


ost. 62,643. 65,999, 69,967. 74,234. 76,004. 76,194. 76,195. 76,720 und 
045 in Stettin bei Rolin und Wilsnach, und auf 8 nicht abgeſetzte Looſe; 
6204 Gum zu 200 Thlr. auf No. 31. 1437. 2025. 2471. 2728. 4506. 4579. 
26 75 6672. 7108. 9830. 10,536. 13,773. 16,496. 17,923. 18,253. 18,950. 19,538. 
7 93 26,788. 27,836. 30,755. 33,298. 33,325. 37,950. 40,077. 40,737. 43,621. 
909785 51,486. 52,264. 53,547. 54,089. 54,099. 55,443. 55,681. 56,548. 56,893. 
814 57,150, 64,682. 67,550. 69,314. 70,382. 72,479, 74,720. 75,011. 78,731. 
‚462, 82,289. 83,507. 83,536 und 83,958. 


Deutſchland. | 


Stettin, 10. November. Das, was wir längſt erwarteten, iſt 
1055 en, der Bruch zwiſchen Krone und jener Verſammlung, über welche 
Min olk den Stab laͤngſt gebrochen hat, iſt eingetreten. Das nene 

iſterium hat die National⸗Verſammlung verlegt. 9 
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alſo ein neues, kräftiges Miniſterium gebildet werden. 
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e es gleich nach der nichtswürdigen Belage⸗ 
rung der Verſammlung geſchehen, in welcher man durch bereitgehaltene 
Stricke die freie Beratbung verhindern wollte. Warum geſchah es damals 
nicht gleich? Das iſt der einzige Vorwurf, gegen welchen wir die Krone 
u vertheidigen haben. Einfach deshalb iſt es nicht geſchehen, weil das 
5100 Pfuel, das ſich in ſeinem Praͤſidenten unter die Fittige von 
Jung und Schramm flüchtete, zu ſchwach war, und ſich nicht zu einem 
feſten Schritte für die Freiheit des Volkes ermannen konnte. Es mußte 
ö Das iſt nun ge⸗ 

ſchehen und das Miniſterium hat gehandelt und wird handeln. Die wei⸗ 
teren Schritte des Miniſteriums werden wir abwarten und dann urtheilen, 
und nicht losſchreien, ehe das Miniſterium gehandelt hat; denn das wäre 
ganz unkonſtitutionell, Der König hat unbedingt das Recht, ſich feine 
Rathgeber ſelbſtſtändig zu wählen. Darin kann ihn Niemand beſchränken, 
der die konſtitutionelle Monarchie in Wahrheit will. Man ſagt, die Kon⸗ 
itution ſei noch nicht fertig. Aber warum iſt ſie noch nicht fertig? Weil 
die Verſammlung fie nicht hat fertig machen wollen; weil die Linke das 
Zuſtandekommen der Verfaſſung auf jede Weiſe verhinderte. Deshalb iſt 
das Volk mit der Kammer zerfallen, deshalb ſchickte es Petitionen auf Pe⸗ 
titionen, zuletzt die große Monſtrepetition der Urwähler; deshalb mußte 
die Krone, welche es treu meinte mit dem Volke und der konſtitutionellen 
Freiheit mit dieſer Verſammlung nothwendig zerfallen. Noch immer milde 
und nachſichtig, löſte die Krone dieſe unfähige, zum Theil böswillige Ber- 
ſammlung nicht auf, wie gewiß unzählig viele im Volke wünſchen, ſondern 
die Verſammlung wurde nur verlegt, um fie. von dem Terrorismus der 
Demokraten Berlins zu befreien. Unbedingt gebührt aber der Krone das 
Recht, die Verſammlung zu verlegen. Das Recht kann ihr Niemand neh⸗ 
men; und wenn die Verſammlung dieſer Verlegung nicht Folge leiſtet, ſo 
ſteht ſie auf dem ungeſetzlichen Standpunkt, ſo iſt ſie im offenen Aufruhr 
begriffen und es iſt nicht allein das Recht, ſondern die gebieteriſche Pflicht 
der Regierung, mit allem Ernſt gegen fie einzuſchreiten. Die Linke der 
Berliner Verſammlung und das unklare linke Centrum hat ſchon lange auf 
dieſem ungeſetzlichen Standpunkt geſtanden, das hat ſie ſelbſt klar ausge⸗ 
ſprochen, indem fie wiederholentlich behauptete, fie verdanke ihr Mandat 
der Revolution und befände ſich noch im Revolutionszuſtande. Iſt dem fo, 
um ſo mehr muß gegen ſie, als Revolutionären, Gewalt gebraucht werden, 
damit Recht und Geſetz wieder gelte; denn Recht und Geſetz muß wieder 
hergeſtellt werden. Das hat das Volk längſt eingeſehen, und will, daß 
Recht und Geſetz wieder regieren. Stellt die Regierung uns das wieder 
her, ſo handelt ſie durchaus nach dem Willen des Volkes. Und weshalb 
konnte die republikaniſche Linke Geſetz und Ordnung ſo lange mit Füßen 
treten, warum ſo ungeſtraft gegen den ausgeſprochenen Willen des Königs 
und des Volkes handeln? Leider nicht bloß wegen der Schwäche der Re⸗ 
gierung, ſondern weil den Demokraten durch die Unentſchiedenen, welche 
eine Vermittlung zwiſchen Republik und konſtitutionellem Königthum für 
möglich hielten, der Rücken geſtärkt wurde. Die Unentſchiedenen tragen 
einen großen, ſehr großen Theil der Schuld. Aus Furcht vor dem Schreck⸗ 
bild der Reaktion haben ſie es mit den Republikaner gehalten u. zum Theil 
machen ſie es noch ſoz ohne zu bedenken, daß wenn erſt die Krone beſeitigt 
iſt, ſie zunächſt an die Reihe kommen und ohne Erbarmen von ihren fal⸗ 
ſchen Freunden, den Demokraten und Republikanern, vernichtet werden. 
Das iſt der nothwendige Gang der Dinge. Wir wollen hoffen, daß ihnen 
nicht zu ſpät die Augen aufgehen. In Frankfurt a. M. ſieht man viel 
klarer, dort iſt wahre politiſche Bildung; und daher zweifeln wir keinen 
Augenblick daran, auch wied es uns ausdrücklich berichtet, daß die preu⸗ 
ßiſche Regierung in vollſtaͤndiger Uebereinſtinmmung mit der 
Frankfurter Verſammlung und der Centralgewalt handelt. 
Berlin, 9. November. Sitzung der National⸗Verſammlung. (Schluß. 
el Ich habe dem Miniſterium mittheilen lachen 100 10 * 
Verſammlung befragen wollte, ob fie die Vertagung für geſetzlich hält. 
Die Botſchaft iſt ein konſtitutioneller Akt. Niemand kann daran zweifeln, 
daß die Vertreter eines Volkes von 16 Millionen berechtigt ſind, zu prü⸗ 
fen, ob dieſer Akt ein geſetzlicher oder ungeſetzlicher ſei. Ich werde des⸗ 


halb die Verſammlung befragen, ob ſie beſchließt: 
daß die heutige Verhandlung ſofort geſchloſſen werden ſoll. 
Reichenſperger (zur Frageſtellung): Vorher ſcheint es ung 1105 
wendig, uns über die geſetzliche Form der Akten zu vergewiſſern. Ich habe 
nicht gehört, daß eine kontraſignirte Ordre über die Ernennung des 
Grafen Brandenburg verleſen worden iſt. (Bravo der Linken.) f 
Präsident: Je größer der Moment iſt, um jo mehr fordere ſch 
Sie auf, ihn in Ruhe durchzuleben. Ich habe zunächſt dem Abgeordneten 
Reichenſperger zu erwidern, daß die Kabinetsordre, durch die der Graf 


ängſt hätte das ge- | Brandenburg zum Miniſter⸗Präſidenten ernannt worden iſt, von ihm ſelbf 
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Anterzeichnet iſt. — Wir ſchreiten nun zur Abſtimmung. — Es iſt auf 
"Ramensaufruf angetragen worden. Reichenſperger: Es liegt kein 
"Antrag vor, der von einem Mitglied oder einem Miniſterium ausgegangen 
iſt, ich proſteſtire gegen jede Frageſtellung. Präſident: Der Präſident 
Hat das Recht, ohne Antrag eine ſolche Frage zu ſtellen. Ein Abgeord⸗ 
neter der Rechten: Um den Zweifel des Abgeordneten Reichenſperger 
zu löſen, mache ich darauf aufmerkſam, daß ſchoͤn früher eine contraſig⸗ 
airte Kabinetsordre in Betreff des Grafen Brandenburg eingegangen iſt. 
Präsident: Eine Mittheilung des Miniſters Eichmann war . ein⸗ 
gegangen, welche die Beauftragung des Grafen Brandenburg zur Bildung 
eines Miniſteriums, aber nicht feine Ernennung enthielt. 
; Es wird nun über die Frage, ob die Sitzung ſofort ge⸗ 
ſchloſſen werden ſolle, durch Namensaufruf abgeſtimmt. 
Nur wenige Mitglieder der Rechten antworten mit Ja, viele 
Mitglieder auf dieſer Seite wurden als fehlend genannt. Sämmt⸗ 
liche Fractionen in den Centren und auf der Unken ſtimmten mit 
Nein. Aus dem rechten und mittleren Centrum unter Anderen 
auch Bornemann, Wachsmuth, Bredt, Duncker, Gierke, Jonas 
(Berlin), Koſch, Moritz, Schimmel. — Kühlwetter, Kupfer, 
Milde, Meuſebach, Auerswald, Riedel, Tamnau fehlten. Reichen⸗ 
ſperger enthielt ſich der Abſtimmung, weil kein Antrag vorliege. 
Während der Zählung beruft Waldeck die Prioritäts⸗Kommiſſion zu⸗ 
ſammen. Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: Mit ja haben ge⸗ 
ſtimmt 30, mit nein 252; gefehlt haben 78, beurlaubt 27, krank 7, ent⸗ 
halten haben ſich 8. l ö 


Präſident: Es ſind zwei dringende Anträge eingegangen, die den⸗ 
ſelben Gegenſtand betreffen. Ich bitte ſie zu verleſen. . 
Bornemann verlieſt folgenden Antrag: f 
die Verſammlung wolle beſchließen, das Miniſterium aufzufordern, 
die Zurücknahme der in der Allerhöchſten Botſchaft ausgeſproche⸗ 
nen Verlegung der Verſammlung zu erwirken. 

Der zweite Antrag lautet, die Verſammlung wolle beſchließen: 

1) daß fie für jetzt keine Veranlaſſung habe, den Sitz ihrer Be⸗ 
rathungen zu ändern, ſondern dicſelbe in Berlin fortſetzen werde, 

2) daß ſie der Krone nicht das Recht zugeſtehe, die Verſammlung 
wider deren Willen zu vertagen, zu verlegen, oder aufzulöſen, 

3) daß ſie diejenigen verantwortlichen Beamten, welche der Krone 
zur Erlaſſung der eben verleſenen Botſchaft gerathen haben, nicht 
für fähig achtet, die Regierung des Landes zu führen, vielmehr 
dafür achtet, daß fie ſich ſchwerer Pflichtverlezung gegen die 
Krone, das Land und die Verſammlung ſchuldig gemacht haben. 

Unterzeichnet iſt der Antrag von Mitgliedern der verſchiedenſten Par⸗ 
teien, Gierke, Berg, Rodbertus, Waldeck, Jacoby, Lupicke, Plönnies, 
Uhlich, Hausmann u. A. Viele drängen ſich noch zur nachträglichen Une 
terſchrift. Er wird faſt einſtimmig unterſtützt. 

Präſident: Ich bitte Antragſteller, die Dringlichkeit zu motiviren. 
Bornemann: Die Dringlichkeit liegt auf der Hand, ſo daß ich nichts 
% fagen habe. Gierke: Das Motiv der Dringlichkeit iſt die Königliche 
Votſchaft. Schimmel (vom Platz): Ich trage auf Theilung des An- 
trages an. Gierke: (Zur Motivirung des Antrages ſelbſt.) In einem 
Moment, wie der gegenwärtige, bedarf es nicht der Worte, ſondern der 
Thaten. Ich will nur das Verhältniß der drei Anträge beleuchten. Der 
erſte ſpricht ſich darüber aus, ob es zuläſſig iſt, daß die Verſammlung im 

egenwärtigen Augenblick ihren Sitz verlege. Die Botſchaft führt als 
otiv die Verletzung der perſönlichen Sicherheit der Abgeordneten an; ich 
brauche nicht zu verſichern, daß ich die vorgefallenen Exzeſſe verabſcheue. 
Aber ehe man ſich zu einer ſolchen Maßregel wie die Vertagung und Ver⸗ 
legung entſchließt, muß man die geringeren erſchöpft haben; das iſt nicht 
eſchehen. Der zweite Antrag geht dahin, die Rechtmäßigkeit der Königl. 
Botſchaft zu beſtreiten. Ich habe gewiß die Rechte der Krone geachtet; 
aber ſo wenig ich die Souveränität allein im Volke, der Krone gegenüber, 
ſehe, ſo wenig will ich des Volkes Rechte verlegen laſſen. Das Recht der 
Verlegung wäre nicht das Recht eines konſtitutionellen Königs, das wäre 
das Recht eines abſoluten Herrſchers. (Bravo.) Der dritte Antrag be⸗ 
trifft die Verantwortlichkeit der Miniſter. Entweder der Antrag iſt nicht 
von verfaſſungsmäßigen Miniſtern ausgegangen, dann braucht er uns nicht 
zu kümmern, oder er iſt von verfaſſungsmäßigen Näthen der Krone aus⸗ 
gegangen, dann tragen auch ſie die Verantwortlichkeit dafür. Welches 
auch die Folgen fein mögen, ich hoffe, fie geben nicht über die verant⸗ 
wortlichen Miniſter hinaus. Welches aber ſie auch ſein mögen, auf die, 
welche dazu gerathen haben, fällt die Schuld, nicht auf die Abgeordneten. 
(Bravo.) — Bornemann verlieſt die Motive ſeines Antrags. Sie gehen 
Dahin, daß die Exzeſſe des Volks die Abgeordneten in ihrer Abſtimmung 
nicht influenzirt haben, daß Maßregeln zur Abwendung ſolcher Exceſſe bes 
reits getroffen ſeien. Die Exzeſſe ruhrten auch daher, daß ein Miniſte⸗ 
rium die Regierung führte, welches nach der Meinung des Volks reak⸗ 
tionare Beſtrebungen förderte. Ein Miniſterium aus liberalen, kräftigen 
Männern wäre allein im Stande, die Freiheit un) die Ordnung zu ſichern. 
Eine Verlegung der Verſammlung ſei deshalb unnütz, und wenn man einen 
Einfluß von außerhalb auf die Verſammlung annehmen wolle, ſo ſei die 
Gefahr deſſelben gerade bei einer Verlegung vorhanden. — Der Abgeord⸗ 
nete ſetzt hinzu: Der Antrag, der vor mir motlvirt worden iſt, ſtellt 
Macht gegen Macht; mein Antrag ſucht denſelben Zweck auf dem Wege 
Tonſtitutioneller Mäßigung zu erreichen. (Bravo.) — Der Schluß wird 
beantragt. Zacharia ſpricht dagegen, weil die Anträge noch nicht gehö⸗ 
rig beleuchtet ſeien. Deſſenungegchtet wird der Schluß faſt einſtimmi 
genehmigt. Der Bornemann'ſche Antrag wird verworfen; nur der Net 
der Rechten und das rechte Centrum erheben ſich dafür. Man ſtimmt nun 
einzeln über die drei Theile des zweiten Antrages ab. Sie werden mit 
Majorität angenommen. 
Präſident: Es iſt ein Schreiben des Grafen Brandenburg einge⸗ 
Pag Ich erſuche den Schriftführer, daſſelbe zu verleſen. (Geſchieht.) 
as Schreiben enthält die von dem Miniſter Eichmann gegengezeich⸗ 
nete Ernennung des Grafen Brandenburg. — Der Präſident macht dar⸗ 
uf den Vorſchlag, die Sitzung auf eine halbe Stunde zu vertagen, um 
Vas Protokoll vollenden und ſchließen zu konnen. Kühnemann. Wir 
ee inhaltsvolle Beſchlüſſe gefaßt. Wir müſſeu jetzt erwarten, welche 
Wirkung ſie nach ſich ziehen werden. Ich ſtelle den Antrag auf Ver⸗ 
tagung bis morgen. (Unterſtützt.) Waldeck: Gegen die Vertagung 
der Sißung auf eine halbe Stunde habe ich nichts einzuwenden, wohl aber 
gegen den ſofortigen Schluß. So eben find dem Prioritäts⸗Ausſchuſſe 


wei neue dringende Anträge eingegangen. Phillips (gegen die Vert 
gung) Wir haben geſehen, daß wir den kleinlichen An fen be den. 
ken ausgeſetzt ſind, gegen die wir uns erhoben haben. Behrends (eben. 
falls): Wenn wir morgen kommen, können wir den Saal möglichertpeif, 
goſchloſſen finden. 5 x : b 
Die Verſammlung entſcheidet ſich hierauf (Mittags halb 1 uhr) ein 
ſtimmig dafür, die Sitzung auf eine halbe Stunde auszufegen, um dag 
Protokoll vollenden zu laſſen. Als ſtillſchweigende Bedingung wurde vor. 
ausgeſetzt, daß fie das Haus nicht verlaſſen wolle. 
— Die um 12% Uhr vertagte Sitzung wurde um 2 Uhr 10 Minuten 


wieder aufgenommen. Das Protokoll der Morgen⸗Sitzung ward derfefen, 


Präſident: Die Abgeordn. Waldeck, Eloner, Behrends baben be. 
antragt, das Kommando der Bürgerwehr zu erſuchen, die Umgebung des 
Schauſpielhauſes während der Sitzungen zu beſetzen. Nach den bereits 
von mir getroffenen Anordnungen wird ſich der Antrag von ſelbſt erledigen 
ebenſo ein Antrag des Abgeordn. Behrends, die Zugänge zum Sitzun 0 
ſaale (welche nach einem Gerüchte, wie der Antragſteller mittheilte, dur 


den Theater⸗Intendanten Küſter verſchloſſen werden ſollen) für die Abge⸗ 


ordneten offen zu halten. Es iſt ferner ein Antrag geſtellt, daß die Ver. 
ſammlung nöthigenfalls ſich da zu verſammeln hat, wohin fie der Pra. 
dent berufen wird. Nach der bereits bei einer früheren Gelegenheit be. 
folgten Praxis wird dazu dem Präfidenten die Befugniß einzuräumen fein, 
(Die Verſammlung ſtimmt bei.) Endlich hat der Abgeordnete Rodbertug 
beantragt, in der Berathung über das Geſetz wegen Aufhebung verſchſe. 
dener bäuerlicher Laſten fortzufahren. Rodbertus: Mein Ankrag iſt die 
Konſequenz unſeres heute morgen gefaßten Beſchluſſes. Wir dürfen uns 
durch ein Attentat der Miniſter nicht einmal in unfrer Tagesordnung irre 
machen laſſen! Der Antrag Rodbertus wird einſtimmig angenommen. 
Präſident! Wir haben jetzt über den Antrag des Abgeordneten Kühne⸗ 
mann auf Vertagung abzuſtimmen. Der Abgeordnete Kämpf hat das 
Amendement geſtellt: die Sitzung bis 6 Uhr zu vertagen. Ich bringe dies 


Amendement zunächſt zur Abſtimmung. Es geſchieht und die Verſamm⸗ 


lung nimmt die Vertagung bis 6 Uhr einſtimmig an. Präſident: Ich 
werde dafür forgen, daß ein Mitglied des Präſidiums hier ſtets gegen. 
wärtig iſt. Schluß 2% Uhr. Ant 2 

— Die heute Mittag vertagte Sitzung wird um 6½ Uhr wieder eröffnet. 
Das Protokoll wird verleſen. Präſident: Wir kommen nun zur Tages⸗ 
Ordnung, Berathung des Abgabengeſetzes. Ich erſuche den Bericht⸗Er⸗ 
ſtatter, in ſeinem Bericht fortzufahren. Als der Referent Pilet die Nr. 
12 und die Motive dazu verleſen hatte, beantragen Berg und Phillips, 
daß die Verſammlung ſich bis morgen um 9 Uhr vertagen, bis dahin die 
Mitglieder des Praſidiums und des Büreaus abwechſelnd im Saale bleiben 
ſollten. Zur Motivirung macht Phillips darauf aufmerkſam, daß die 
Verſammlung die Berathung des Abgabengeſetzes wohl nur begonnen habe, 
um ihr Recht zu wahren; daß fie aber zur wirklichen Berathung friſcher 
Kräfte bedürfe. Betreff des zweiten Theils feines Antrages appellirt er 
an den Patriotismus der betreffenden Mitglieder. — Berg: Der Präſſbent 
unſerer Verſammlung hat ſich heute Morgen durch ſein energiſches Be⸗ 
nehmen um das ganze Land fo verdient gemacht, daß ich fie auffordere, 
durch Aufſtehen ihm ihren Dank auszuſprechen. Die Verſammlung erhebt 
ſich einſtimmig und bricht in ein ftürmifches, lang andauerndes Braoo und 
Klatſchen aus. v. Unruh: Meine Herren, ich habe nichts als meine 
Pflicht gethan. (Neues Bravo.) Präſident: Ich vertage die Sitzung 
bis morgen I Uhr. (Schluß 6% Uhr.) 134 

Berlin, 9. November. Morgens 10 Uhr. Das neue Miniſterſum 

bat fo eben die National⸗Verſammlung vertagt und ihr eine demnachſtige 
Verlegung nach Brandenburg angezeigt. Es hat mit dieſer Erklärung die 
Sitzung verlaſſen und jede ehe Berathung für ungeſetzlich erklart. Die 
rechte Seite iſt dem Miniſterium theilweiſe gefolgt, der übrige Theil der⸗ 
ſelben, die Linke und das Centrum, ſind geblieben und haben mit großer 
Majorität den Beſchluß gefaßt, ſich einer Verlegung und Entfernung zn 
widerſetzen. Damit iſt der Conflikt, deſſen Herannahen wir lange vorher. 
ſahen und lange vorher prophezeit haben, auf die Spitze getrieben. Was 
nun geſchehen wird, läßt ſich in dem Augenblick, wo wir dieſe Zeilen nie. 
derſchreiben, noch nicht im Entfernteſten abſehen. Noch weniger können 
wir uns inmitten der Exeigniſſe auf eine irgend tiefer gehende Beurthel⸗ 
lung unſerer politiſchen Lage einlaſſen; daß fie eine ſehr verhängnißvolle 
wabrſcheinlich eine die nachſte Zukunft entſcheidende fein wird, empfindet 
wohl Jeder. Die Stadt iſt bis jetzt vollkommen, ſogar auffallend ruhig, 
Man ſiebt nur kleine Attroupements, meiſtens den gebildeten Ständen an, 
gehörig, welche das Geſchehene mit Lebhaftigkeit diskutiren. An politiſchen 
Plakaten fehlt es noch ganz. Die zur Cernirung des Schanfvielbaufes er: 
forderliche Bürgerwehr iſt wie gewohnlich ſchon am frühen Morgen in den 
Bezirken durch das Horn allarmirt und hält den Gensd'armenmarkt beſetzt, 
Mußige Zuschauer umſtehen fie, ohne eine unruhige Bewegung zu Der 
rathen. Auf dem Commando der Bürgerwehr befindet ſich der Sicherheits 
Ausſchuß und der Magiſtrat iſt in Permanenz getreten. Das diploma 
tiſche Corps folk nach Potsdam gegangen fein, um feine Vermittelung a 
zubieten. f 1 88 0 
Mittags 12 Uhr. Das gußere Kolorit der Stadt iſt faſt wi 
freundlicher geworden. Der klare ſonnige Tag hat ein zahlreiches, ‚el 
elegantes Publikum auf die Straßen gelockt. Es eireuliren nur polilt 
Mittheilungen. Aus allem geht hervor, daß das Miniſtertum entſchloſſen 
iſt, nöthigenfalls mit äußerſter Strenge einzuſchreiten und Berlin fofort N 
Belagerungszuſtand zu erklären. Es iſt inzwiſchen noch keineswegs er 1 
lich, welche Stellung die Bürgerwehr bei gewaltſamen Auftritten nn 
wird. Man will wiſſen, der Kommandeur Herr Ninpler_ habe der SE 
bereits zum Voraus die Zuſicherung ertheilt, die Beſchluſſe der Na 
zu unterſtützen; er ſoll aber erſt nachher die Majors hiervon in Ba 
gefeßt und ſie um ihre Zuſtimmung erfucht haben. Darüber wäre eiu 
9 


Aufregung entſtanden, und im Augenblick fände eine Verſammlung der MR 


' ’ i i iven 
ors und Hauptleute ſtatt, um Herrn Rimpler darüber zu interpeliveh, 
Eine Einſtimmigkeit ſcheint in der Bürgerwehr durchaus nicht zu bench 
einige Bataillone ſollen ſogar erklart haben, ſie würden ihre Bezirke I 
verlaſſen. Das Militair ſoll mit allem zum Kampf Erforberkihen, me 
lich ſcharfen Patronen, vollſtändig verſehen fein, ſelbſt mit 1770 n 
Verbandzeug und was dahin gehört. Die noch in der Stadt 11170 0 

Truppen haben dieſelbe zum Theil verlaffen. Im Zeughaus befin ke 
ein Bataillon, welches ſich ſtark verſchanzt und auf 8 Tage verprodit u 

bat, alfo einer Belagerung völlig gewachſen iſt. Endlich will 170 gart 
Dperationspfänen wiſſen, die in Potsdam entworfen fein ſollen. Ma 


die zue ber 25% 5 
heren Umgeb ee zu der Geſchütze ſoll ſich auf 150 bis 160 Stück be⸗ 
\ üſſel 


wenn die Bürgerwehr nicht einſchreiten wolle oder könne, dann nach 


die in dieſem Augenblicke in der nä- 


J en, d 
verläſſige Nee ee Truppen wenig über 25,000 Mann 


Berlins kantonnirenden 


e Sehlüſſel zu allen Königlichen Gebäuden ſollen ſich in den 
anden des Mil Aang befinden und ſelbſt für die Gitterhore des Schloſſes, 
5990 das Ge bäude ausſchließlich durch die Bürgerwehr beſetzt wird, 
foflen Offiziere Schlüſſel haben. ng 
—Mittaſgs 1 Uhr Die Nationalverſammlung hat ſich bis 5 Uhr 
Das dom Miniſterium des Junern reſſortirende Büreauperſonal 
der Nationalverſſammlung bat vom Miniſter Eichmann Befehl erhalten, 
ufort das Schalaſpielhaus zu räumen; eben ſo das ſtenographiſche Bureau, 
10 en deſſen Vonſteher, den Marſchallamtsſekretair Jaquet, die Aufforderung 
Gem von feiner vorgeſetzten Dienſtbehörde, dem Hoffmarſchallamt, ergangen 
ſoll. Beiden ehörden iſt aber vom Präfidenten der Nationalver⸗ 
v. Unruh, der Befehl zugegangen, zu bleiben, und iſt die 
dieſelben aus den Büreaus nicht fortzulaſſen. 
Zugleich iſt den Beamten der Schutz der Verſammlung verſprochen. Die⸗ 
ſelben ſind hierauf geblieben. Die Stimmung im Publikum wird unruhiger, 
wozu die einzelnen aus der Nationalverſammlung verlautbarenden Gerüchte 
pon entſcheidenden Anträgen, als das Miniſterium in Anklageſtand zu ver 
ſetzen u. ſ. w. weſentlich beitragen. Man ſieht einzelne Burgerwehrmänner 
bewaffnet über die Straße nach ihren Sammelplätzen eilen, während anderer⸗ 
eits Unluſt zu einem Kampfe bemerkbar wird. Cireulirende Gerüchte, das 
tie rücke bereits gegen die Stadt, haben ſich als grundlos erwieſen. 
Andererſeits erzählt mau aber, die Bürgerwehr werde demnachſt aufgefor⸗ 
dert werden, die Nationalverſammlung aufzulöſen, und wenn fie ſich wei 
ere dem nachzukommen, dieſen Auftrag durch das Militair vollſtreckt 
werden. Die Gerüchte fangen an, ſehr durcheinander zu gehen. Hoͤchſt be⸗ 
merkenswerth erſcheint indeß die uns als verbürgt zugegangene Notiz: 
daß alle Clubs ſchon geſtern Abend beſchloſſen häkten, ſich auf 
keine Weiſe an einer gewaltſamen Bewegung zu betheiligen. 
— Nachmittags 3 Uhr. Die um 2 Uhr wieder aufgenommene 
Sitzung iſt ſo eben aufs neue bis 6 Uhr vertagt. Die Ungewißheit im 
Publikum ſcheint dadurch peinlich vermehrt zu werden. Auf den Straßen 
werden Extrablätter ausgerufen, welche den Inhalt der Morgenſitzung 
mittheilen. An den Ecken erblickt man drei Königliche Kabinetsordres 
angeſchlagen, wodurch Herr von Brandenburg zum Miniſterpräſidenten 
ernannt, die Mitglieder ſeineg Miniſteriums beftätigt und Vertagung ſo 
wie Verlegung der Nationalverſammlung angeordnet wird. Erſtere Kabinets⸗ 
ordre iſt von Eichmann, die zweite und dritte von Brandenburg kontra⸗ 
ſignirt. 
— Abends 6 Uhr. 


vertagt 


ein 
ammlung, v. Un 
ürgerwehr requirirt worden, 


Dieſen Mittag iſt dem Kommandeur der Bür⸗ 
gerwehr von den Miniſtern Brandenburg und Manteufel die ver⸗ 
krauliche Anfrage geworden, ob er es ſich getraue, die Nationalverſamm⸗ 
lung, da ſolche dem Willen des Königs entgegen in ungeſetzlicher Weiſe 
ihre Berathungen fortſetze, mit Waffengewalt auseinander zu treiben? Zu⸗ 
gleich iſt von den genannten beiden Miniſtern angedeutet worden, daß 5 
em 
Bürgerwehrgeſetz berechtigt ſei, Militairgewalt zu requiriren. Herr 
Kim a. 991 Ich Darüber en müt 1 5 Majors Rück⸗ 
prache nehmen müſſe. Dieſe Rückſprache iſt heute Mittag in derſelben 
erſammlung erfolgt, in welcher die oben erwähnten Interpellationen an 
Herrn Rimpler gerichtet wurden, über welche ec ſich übrigens genügend 
ausgewieſen hat. Die Majors haben beſchloſſen, da das Miniſterium 
mündlich gefragt, ſollte ihm auch nur mündlich geantwortet werden, und 
war, daß man die Nationgloerſammlung nicht gewaltſam auflöſen, wohl 
aber alle ihre Mitglieder, wie die Miniſter, gegen jeden Exceß des Volkes 
ſchützen werde. Sollte das Militair anrücken, ſo werde die Bürgerwehr 
in geſchloſſenen Reihen, Gewehr am Fuß, das Schauſpielhaus umringt 
halten, und wenn das Militair dem Einſpruch des Bürgerwehrkomman⸗ 
deurs, wie des Präſidenten der Nationalverſammlung ungeachtet vorrücke, 
Hi auf den desfallſigen Beſchluß der Nationalverſammlung (den man be⸗ 
immt vorauszuſetzen ſcheint) zurückziehen, ohne einen Kampf zu beginnen. 
Hierauf find dem Commandeur vom Staats⸗Miniſterium offiziell folgende 
drei Fragen zur ſofortigen Beantwortung vorgelegt worden; 1) ob die 
Bürgerwehr bereit ſei, die National⸗Verſammlung gewaltſam aufzulöſen? 
3) wie die Bürgerwehr ſich verhalten würde, wenn Militair in die Stadt 
gezogen würde? 3) ob es gegründet ſei, daß die Bürgerwehr das be⸗ 
kreffende Büreau⸗Perſonal der National⸗Verſammlung feſtgehalten und zur 
a des Dienftes gezwungen habe? Der Kommandeur Rimpler 
at zu Abend 9 Uhr eine Verſammlung ſeines Staabes und ſämmtlicher 
Bataillons⸗Commandeure berufen, um die auf dieſe Frage zu ertheilende 
Antwort zu beratten. Ein Theil der Kommandeure hat in einer Verſamm⸗ 
lung bereits beſchloſſen ſich dahin auszuſprechen, daß ach 1) es im Stgate 
gegenwärtig zwei Gewalten, die Krone und die geſetzgebende Verſammlung 
neben einander gebe, daß keine dieſer beiden Gewalten berechtigt ſei, der 
andern Zwang zuzufügen, daß eben ſo wenig wie die Bürgerwehr auf 
Requiſition der National⸗Verſammlung der Krone Gewalt anthun dürfe, 
dieſelbe auf Requiſition der Krone gegen die National⸗Verſammlung Ge⸗ 
walt üben könne. ach 2) Daß die Beamten auf Befehl des Präfidenten 
der National⸗Verſammlung zurückgehalten ſeien, welchem die Diseiplinar⸗ 
Gewalt über dieſelben zuſtebe, ad 3) Daß vie Bürgerwehr paſſiven Wider⸗ 
fand leiſten und nur der Gewalt weichen werde. (V. 3.) 
„Berlin, 10. November. Auf Anweiſung des Königl. Staats Mini⸗ 
a 11 hiermit Nachfolgeudes zur Kenntniß der Bewohner Berlins ge⸗ 
acht: 


Obgleich Se. Majeſtät der König mittelſt Allerhöchſter Botſchaft 
77 
dom 8. d. M. die Verlegung der zur Vereinbarung der Verfafſung I 


— nn ten. 


fene Verſammlung nach Brandenburg und deren Vertagung bis zum 27. 


d. ts. angeordnet hat, fährt ein Theil jener Verſammlung dennoch fort, 
er beiſammen zu bleiben und Beſchlüſſe zu faſſen. Die Regierung Sr. 

ajeſtät befindet ſich deshalb in der Nothwendigkeit, einem ſolchen, die 
Rechte der Krone beeinträchtigenden Verfahren auf das Entſchiedenſte ent⸗ 
0 zu treten und hat zu dem Ende beſchloſſen, da die Bürgerwehr, als 
e zur Aufrechthaltung der geſetzlichen Ordnung verpflichtete Juſtanz, ihre 
h itwirkung beſtimmt verſagt hat, die hieſige Garniſon fo bedeutend zu 
ermehren, daß nicht nur die Behufs Aufrechthaltung des Königlichen Be⸗ 
55 ls wegen Berlegung der National⸗Verſammlung nach Brandenburg und 
13 ihrer Vertagung erforderlichen Maßregeln durchgeführt werden kön⸗ 
en, ſondern daß auch die überhaupt ſeit langerer Zeit im biefigen Orte 


wird ein ähnlich präjndieieller Antrag von 


die Beſchluſſe der 


7 


vorgekommenen Störungen der öffentlichen Ordnung und Beeinträchtigungen 
der Freiheit kräſtig unterdrückt werden können. 11 ie 
Das Einrücken der Truppen, welche zur Verſtärkung der 99 6 
beſtimmt find, wird ſchon heute ſtattfinden, und darf von dem geſetzlichen 
Sinne der Bürgerſchaft, welche anerkennen wird, daß Geſetz und Ordnung 
die Hauptbedingungen der Wohlfahrt der Stadt und des Staates ſind, 
mit Zuverſicht erwartet werden, daß ſie den einruckenden Truppen in kei⸗ 
ner Weiſe hinderlich entgegen treten werde. N > 
Ausdrücklich und auf das Feierlichſte wird zugleich verſichert, daß 
Seiner Majeſtät Regierung dieſe Maßregel nur ergriffen hat, um die Er⸗ 
füllung der Verheißungen, welche dem preußiſchen Volke zur Befeſtigung 
feiner Freiheit und zur Erlangung einer wahrhaft volksthumlichen Verfaſſung 
emacht ſind, und welche beilig gehalten werden ſollen, zu beſchleunigen, 
eineswegs aber um Rechte oder Freiheiten des Volkes in irgend einer Weiſe 
zu beeinträchtigen. j 
Berlin, den 10. November 1848. Der Königliche Polizei⸗Präſident 
\ v. Bardeleben. 
Frankfurt, 7. November. (110. Sitzung der Nationaloerſammlung.) 
Vorſizender v. Gagern. Bemerkenswerth iſt die 1 0 el 
Karl Welckers im Haufe. Der Präfident zeigt an, daß der in Frank- 
furt verſammelte landwirthſchaftliche Kongreß die Mitglieder der Nationale 
verſammlung zu ſeinen Sitzungen einlade. Vom königl. preuß. Stadt⸗ 
gerichte Roſenberg (Regierungsbezirk Oppeln) iſt ein Schreiben eingegangen, 
welches unter Mittheilung eines Briefauszugs des Abgeordneten Minkus 
die Genehmigung der Nationalverfammlung zur Einleitung einer Unter⸗ 
ſuchung gegen Minkus wegen Hochverraths und Aufforderung zum Aufruhr 
beantragt. An den Unterſuchungsausſchuß. — Reichs miniſter 5. Schmer⸗ 
ling verkündet, daß er geſtern eine ſehr umfangreiche Depeſche aus Die 
müs, vom 27, Oktober datirt, von den Reichskommiſſären erhalten habe. 
Die Abſendung ſei ohne Schuld der Reichskommiſſäre verzögert worden. 
Die Deßpeſche ſammt den urkundlichen weitläufigen Beilagen wird zunächſt 
dem öſterreichiſchen Ausſchuſſe vorgelegt. — Darauf verlangt und erhält 
Welcker das Wort. Bewegung im Hauſe bei ſeinem Erſcheinen. Unter 
der gefpaunten Aufmerkſamkeit der Verſammluug erbittet ſich der Redner 
in einer der nächſten Tagesordnungen den Raum, um das Benehmen der 
Reichskommiſſare fur Oeſterreich zu rechtfertigen und fi auf die denſelben 
hier gemachten Beſchuldigungen zu verantworten. — Zur Tagesordnung 
übergehend, wird nach einer Bemerkung des Präſidenten über die abzu⸗ 
gebenden Stimmzettel folgender Antrag des Abgeordneten Biedermann 
aus Leipzig der Berathung unterbreitet: b 
„Die Nationalverſammlung wolle beſchließen: durch die Ceytralgewalt 
die königlich ſächſiſche Regierung aufzufordern, ihr Dekret vom 28. 
Auguſt d. J., das deutſche Verfaͤſſungwerk betreffend, zurückzunehmen, 
weil die demſelben zu Grunde liegende Anſicht von einer Vereinbarung 
der deutſchen Verfaſſung zwiſchen der Nationalderſammlung und den 
geſetzgebenden Gewalten der Einzelſtagten mit dem vom Vorparlament 
ausgeſprochenen und von der Nationoloerſammlung anerkannten Grund⸗ 
ſatz: daß die Nationalperſammlung einzig und allein die deutſche Ver⸗ 
faſſung zu begründen hat, im direkten Widerſpruch ſteht.“ 
— Schaffrath ſezt dem Biedermann'ſchen, von mehr als zwanzig Mit⸗ 
gliedern unterzeichneten Antrage einen anderen präjudiciellen entgegen, 
nach welchem er die ſächſiſche Angelegenheit, zuſammengefaßt mit mehreren 
andern ähnlichen Gegenitänden, unter denen Schaffrath namentlich die 
öſterreichiſchen Renitenzen bezeichnet, an den ſogenannten Raveaux'ſchen 
Ausſchuß überwieſen ſehen will. Der ſächſiſchen Regierung laſſe ſich 
eigentlich nur ein allzu formelles Beharren auf der Grundverfaſſung des 
Konigsreichs zum Vorwurfe machen, nach welcher kein Recht der Krone 
ohne Zuſtimmung der ſächſiſchen Stände veräußert werden dürfe. Von 
einer wirklichen Widerſpenſtigkeit zeige ſich nirgends eine Spur in ihrem 
Verfahren. Die Miniſter hatten die Verfaſſung im März beſchworen, 
keine Revolution habe das Rechtsverhältniß geändert, alſo könne der Zwie⸗ 
ſpalt nur durch ein Reichsgeſetz ausgeglichen werden, nicht aber durch 
einen Beſchluß der Nationalverſammlung auf die Zurücknahme eines De⸗ 
krets. Dazu gehe der ſächſiſche Landtag ſoeben mit dem 10. November 
zu Ende, die letzte Sitzung deſſelben finde ſchon am 8. ſtatt. Es käme 
alſo überdies jede Beschleunigung zu ſpat. — Biedermann freut ſich, 


daß er mit den Anſichten Schaffraths im Allgemeinen übereinſtimmen dürfe 


und namentlich in dem Punkte, daß durch ein allgemeines Reichsgeſetz allen 
partikulariſtiſchen Regungen in Deutſchland der Boden entzogen werden 
müſſe. Allein wie die ſachſiſche Regierung früher die Anordnungen des 
Bundestags als rechts verbindlich anerkannt habe, 15 werde ſie jetzt auch 
N Nationalverſammlung vollſtrecken konnen, ohne ihre per⸗ 
faſſungsmäßigen Pflichten zu verlegen. Außerdem ſtehe ihr ja der Weg 
einer Verfaſſungsberänderung durch Vereinbarung mit den Ständen offen. 
Auch er erkenne in dem Benehmen der ſachſiſchen Regierung nichts Schlim⸗ 
meres als eine falſche und in ihrer Richtung pedantiſche Gewiſſenhaftigkeit. 
Aber auf der Dringlichkeit feines Antrags müſſe er beſtehen, denn er wolle 
damit erreichen, daß die geſetzgebende Gewalt in Sachſen ſelbſt ihre Maß⸗ 
regel zurücknehue und daß der Grundſatz, von welchem ſein Antrag aus⸗ 
gehe, zu einer thatſächlichen Geltung gelange. Die Zettelabſtimmung 
entſcheidet ſich mit 225 gegen 180 Stimmen für den prajusiciellen Antrag 
Schaffraths. Der von Biedermann angeregte Gegenſtand iſt mithin einem 
Ausſchuſſe zu uberweiſen. Ueber die Frage jedoch: welchem Ausſchuſſe? 
weichen die Vorſchläge von einander ab und führen zu einer die Ungeduld 
der Verſammlung lebhaft herausfordernden Debatte. Endlich wird ein be⸗ 
ſonderer, heute noch aus den Abtheilungen zu wählender Ausſchuß für die 
Sache beliebt. — Dem Antrage Jor dans Berlin: 
„Die Nationalverſammlung wolle beſchließen, obgleich es durch den 
Beſchluß über den Raveaux⸗Werner'ſchen Antrag bereits feititeht, daß 
die Beſchlüſſe einzelner Landesverſammlungen nur in ſo weit ſie mit 
denen der Reichoverſammlung übereinftimmen, Gültigkeit haben, ſo 
findet ſich die Reichsberſammlung, im Hinblick auf mehrere Vorgänge 
der jungſten Zeit dennoch veranlaßt, nochmals ausdrücklich zu erklä⸗ 
ren: daß jeder, ihren Beſchlüſſen entgegenſtehende Beſchluß einer 
Verſammlung eines Einzelſtagtes als an und für ſich null und nich⸗ 
tig angeſehen, und erforderlichen Falles als ungeſetzliche Auflehnung 
energiſch zurückgewieſen werden wird,“ 5 
| judiei Weſendonck entgegengeſetzt, 
wie der vorhin, durch die ſeltſame Stimmenvereinigung der Rechten und 
der Linken wider das Centrum, zur Geltung gebrachte Schaffrath'ſche An⸗ 
trag, allein nicht mit demſelben Glücke. Denn obſchon wir auch diesmal 


v. Binde und Weſendonck, den Grafen Schwerin und Löwe von Kalbe 
darüber einverſtanden ſehen, daß der Jordan'ſche Antrag an den vorhin 
beſchloſſenen Ausſchuß zu verweiſen ſei, ſo entſcheidet die Verſammlung 
doch, daß in die Berathung des Gegenſtandes eingetreten 
werde. — Mein Antrag hat ein engeres und ein weiteres Ziel, beginnt 
Wilhelm Jordan. Er ſoll die deutſche Bevölkerung in Poſen beruhigen, 
aber er ſoll auch eine dieſer Verſammlung feindliche Partei aus der über⸗ 
raſchenden Stellung herausſchlagen, die ſie plötzlich eingenommen hat. Er 
erinnert darauf an den frühern Antrag der linken Fraktionen in der Ber⸗ 
liner Landesverſammlung auf unbedingte Unterwerfung Preußens unter 
Frankfurt. Aber ſeitdem die preuß. Regierung der Cenkralgewalt mit der 
offenſten Hingebung entgegengekommen, andere die erwähnte Partei den 
Ton und blaſe aus allen Kräften die gegentheilige Melodie. Der Beſchluß 
der Berliner Verſammlung vom 23. Oktober hat die deutſche Bevölkerung 
in Poſen mit Schmerz und Entruſtung erfüllt. Als Beweis deſſen trägt 
Jordan eine Adreſſe aus Poſen vor, welche in der erſchuͤtterndſten Sprache 
abgefaßt und die tiefſte Empörung gegen den „leichtſinurgen und landes⸗ 
verrätheriſchen Beſchluß“ der Berliner Verſammlung, wie ihn Jordan be⸗ 
zeichnet, athmet. Zweimal haben wir unſerer Pflicht gehorcht, die Souve⸗ 
netät dieſes Hauſes aufrecht zu halten gegen eine Regierung, die wir zur 
unbebingten Unterordnung unter Deutſchland nöthigten und gegen einen 
gewaltihätigen Volkshaufen, der au die Stelle der Mehrheitsſchaft der Na⸗ 
tional⸗Verſammlung ihre Minderheit ſetzen wollte. Welche Partei des 
Hauſes war es, welche die Souveränetät dieſes Hauſes am weiteften aus⸗ 
gedehnt, die Macht der Centralgewalt am unbeſchränkteſten geſtaltet ſehen 
wollte? Die felbft den Hurrah's der Huldigung am 6. Auguft eine cere- 
monielle Ordnung vorſchrieb? Man könnte an ein Wunder glauben, wenn 
wir noch in der Zeit der Wunder lebten — (Gelächter und Applaus) denn 
es ik dieſelbe Partei, die heute den Partikularismus als ihr Banner erhebt 
— (Unterbrechung, dann zur Linken:) Meine Herren, ich rede ja nicht von 
Ihnen — die Partei iſt's, die, nachdem es ihr fehlgeſchlagen, ſich durch 
eine Meuterei in den Beſitz und an das Ruder des Fahrzeugs zu ſetzen, 
jetzt alles aufbietet dies Fahrzeug zu wenden, damit es ſcheitere. Seitdem 
die Frankfurter Pfingſtioeide vergedens verſucht hat, ihre Souveränetät in 
blutiger Frakturſchrift zu dekretiren, ſeitdem iſt Frankfurt ein Dorf und an 
uns Hopfen und Malz verloren. (Die Linke findet ihren Zuſtand ſo un⸗ 
behaglich unter dem Eindrucke der Jordan'ſchen Rebe, daß fie alle Arten 
von Unterbrechungen verſucht.) Die Berliner Verſammlung ſcheint nun 
dem Auge dieſer Partei mehr befähigt, die blutige Frakturſchrift der 
Pfingſtweide in Vollzug zu ſetzen (Tumult. „Zur Ordnung“ 
will Venedey den Redner gerufen wiſſen, was der Präſident verweigert.) 

ch will damit ſagen, daß ſich unter den Berliner Linden der zweite Akt 
der Frankfurter Pfingſtweide vorzubereiten ſcheint. (Gehört das zur Sache? 
von der Linken. Ja wohl! aus der Mitte des Hauſes.) Daun ſchildert 
Jordan die Beleidigungen, Drohungen und Mißhandlungen, denen die Ber⸗ 
liner Landesverſammlung täglich preisgegeben iſt von Seiten, grad heraus 
He „des Berliner Geſindels.“ Eine Verſammlung ſo behandelt, eine 

erſammlung in ihren Beſchlüſſen ſo umherſchwankend von einem Extreme 
zum andern, wie die Berliner, iſt nicht frei und die Anarchie ſteht in Ber⸗ 
lin nicht an der Schwelle, nein ſie ſteht mitten in Deutſchland und ſchüt⸗ 
telt ihr blutiges Meduſenhaupt. „Wir ſind das letzte Bollwerk der Frei⸗ 
heit“ ſchließt er, „der Freiheit ſowohl nach unten als nach oben hin. Se⸗ 
hen Sie zu, meine Herren, daß dem Vaterlande dieſes Bollwerk erhalten 
bleibe.“ (Stürmiſcher, lang anhaltender Beifall.) — Rösler von Oels 
und mehrere Preußen (Ruf: Namen!) wollen nach Analogie des Falles 
mit Brentano Jordan zur Ordnung gerufen wiſſen wegen der Beleidigun⸗ 
gen, die ſeine Rede gegen die geſeßlichen Vertreter des preußiſchen Landes 
enthalte. — Graf Reichenbach wünſcht in ſchwerfällig ſtolpernder Sprache, 
daß feine Freunde von der Linken mehr Ruhe unter Jordans Rede be- 
hauptet hätten, denn Ruhe ſei Macht. Das Berliner Parlament vertrete 
weit mehr die Meinung des preußiſchen Volks, als das Frankfurter, denn 
fur das erſtere hätten die Preußen mit mehr Sorgfalt gewählt. Eine 
Aeußerung Reichenbachs über die Habsburgiſche Politik der Centralgewalt 
veranlaßt den Präfiventen zu einem Ordnungsruf. Preußen, das bisher 
eine europäiſche Großmacht geweſen, ſtrebe natürlich darnach, „ ſeine Frei⸗ 
heit für ſich zu haben!“ (Ziſchen von allen Seiten.) Die Berliner Ver⸗ 
ſammlung hat den Beſchluß vom 23. Oktober ohne Zwang gefaßt. 
Und was ſoll von hier geſchehen, um fie nach dem Willen der Central⸗ 
gewalt zu beugen? Wenn das Haus Hohenzollern ſeine alte Politik 
der Reformation und der Freiheit vergäße, wenn es nicht den Abſolu⸗ 
tismus zerbricht, der noch in ſeinem 1 ſitzt, dann wird Berlin, 
dann werden die Maſſen, dann wird ganz Deutſchland für die preußiſche 
Nationalverſammlung, der Bürgerkrieg entzündet und Deutſchland zum 
Schachbrette der ſtreitenden Heere Europa's gemacht ſein. Reichenbach 
mißbilligt den Berliner Beſchluß nicht, er räth ihn aufrecht ſtehen zu laſſen. 
Er ſei ein Deutſcher, habe aber ſlawiſches Blut in den Adern — (Ge⸗ 
lächter; von der Mutter her. Weil er wiſſe, daß die Slawen dankbar 
ſeien, ſolle man fie ſich zur Dankbarkeit verbinden. Schriftführer Plath⸗ 
ner iſt der Meinung, daß von dem heutigen Beſchluſſe das Schickſal 
Deutſchlands abhänge. Auch er macht die Linke darauf aufmerkſam, wie 
fie früher einen Jeden, ſei es ein Fürſt oder ſei er aus dem Volke, für 
einen Rebellen erklärt habe, der „zermalmet werden müſſe“. Die Fahne 
des Partikularismus ſei aber erhoben worden nach dem Prinzip, daß die 
Freiheit höher zu achten ſei, als die Einheit. Dieſen unpatriotiſchen 
Grundſatz unterzieht er feiner Kritik und weiſt der Linken ausführlich nach, 
in welche Widersprüche fie ſich täglich durch ihren Mangel an aller Konſe⸗ 
quenz verwickele, durch ihren Mangel an Inhalt und durch die Wahl un⸗ 
erlaubter Mittel. Der Neichsminiſter des Innern hat erklärt, daß er den 
Berliner Beſchluß als gar nicht vorhanden betrachte. Seine Maßregeln 
müſſen wir mit aller Kraft unterſtützen und vertrauen wir dem Volke, es 
wird bald erkennen, daß die Feinde ſeiner Einheit auch die Feinde der 
Freiheit ſind. — Nachdem Vogt einfachen Uebergang zur Tagesordn. bean⸗ 
tragt hat und unter einem Beifallsverſuche ſeiner Freunde abgegangen iſt, 
nimmt noch das Wort Reichsminiſter v. Beckerath: „Wenn wir dem 
Beſchluſſe der Berliner Verſammlung entgegen treten, ſo liegt darin keine 
Mißachtung der preußiſchen Laudesverſammlung, ſondern wir ſorgen nur 
dafür, daß ein von dem Bundestage beſchloſſeuer, von der National⸗Ver⸗ 
ſammlung beſtätigter Vertrag nichk einſeitig aufgehoben werde“. Gegen 
mehrere Behauptungen Reichenbach's proteſtirt Beckerath als Preuße und 
empfiehlt eine motivirte, die deutſche Bevölkerung Poſens beruhigende Ta⸗ 
gesordnung. — Nachdem Kerſt aus Poſen namentliche Abſtimmung ver⸗ 


langt hat, erhält Jordan als Antragſteller das Schlußtooſrt und er 8 
ait et had Tagesordnung über ſeinen Aue 5 dene 
fragt Herrn Vogt bei dieſer Gelegenheit, „welche Freiheit fehlt ung! 858 
weiſt auf den demokratiſchen Congreß in Berlin, auf dais Verhalten 
Nan hin, und meint, zu dieſer Freiheit dürfte etwas „Ordnun l der 
rauchbar ſein. Daß die preußiſche Landesverſammlung m ehr der Aus seh 
des preußiſchen Volks ſei als die Nationalverſammlung, da von hat acht 
eine ganz andere Anficht und „wenn der Mord gegen uns auftritt“ ſchlie 
er, einer Bemerkung Vogt's entgegnend, der von Einh eitskonzerten 1 
Kartätſchenbegleitung geſprochen, „ſo können wir freilich nicht anderg a 
worten als mit Kanonen“. — Zur Annahme gelangt ſol dann unter Vel 
werfung aller anderen Anträge der Uebergang zur Tagesordnung über > 
Antrag Jordan's nach der Motioirung Kerſt's von Pofen. Die nam 
liche Abſtimmung (durch Zettel) ergiebt nämlich für die Ta gesordnung na 
der Kerſt ſchen, auf die früheren Beſchlüſſe der Nationalv erſammlun nn 
he Erklärung des Reichsminiſters in Bezug 18 Poſen hinweifenden Mol 
Ba gegen 124, Stimmen, Braut, nachdem noch der unter Nr. 
aufgeführte Bericht des Ausſchuſſes für Geſchäftsordnung erledigt worden 
die Sitzung gegen 2¾ Uhr geſchloſſen wird. 5 
— 


Getreide⸗ Bericht. 

1 Stettin, 10. November. 
Weizen, nach Qualität 58—62 Thlr. bezahlt. 
Roggen, in loco 28 Thlr. bez., 
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Faß, bez.; pr. Frühjahr 201 % mit Faß bez., 


Zink, ſchleſ., Ars Thlr. pr. Fruͤhſahr bez. 
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Beilage zu No. 231 der Königlich privilegirten Stettiniſchen Zeitung. 


Seutſchland. 

Köln, 4. November. Geſtern luden Maueranſchläge zur Theilnahme 
nem Fackelzuge ein, welchen man dem ſtellvertretenden Abgeordneten 

ar Köln, uſtizrath Koll, aus Anlaß feiner Rückkehr von Berlin zu brin⸗ 
vn pachte. Gegen 9 Uhr Abends verſammelten ſich zahlreiche Theilnetz 
5 auf dem Frankenplatze, von wo aus ſich der Zug mit zwei Muſik⸗ 
irn zu dem Hauſe des Hrn. Kyll hin bewegte. Hr. Raveaux, der 
einigen Tagen wieder in Köln verweilt, brachte dem Gefeierten ein 
150 aus und ſprach dabei anerkennende Worte über den Freimuth, mit 
dem der Abgeordnete ſtets ſeine Ueberzeugung vertreten habe. Hr. Kyll 


t 


— — 


err 


trat dann vor und äußerte ſeinen Dank, indem er beſonders hervorhob, 


r die ihm gewordene Ehre nicht auf ſeine Perſon, ſondern nur auf 
det ele Grinddſatß beziehen könne, dem er ſtets gefolgt und ſtets folgen 
werde: „Volkswohl und Volksfreiheit!““ Verherrlicht wurde der Abend 
außerdem dadurch, daß einzelne Abtheilungen der Fackelträger, unter kräf⸗ 

tiger Mitwirkung eines Theils der Kölner Jugend, vor dem Hauſe des 
Hrn. v. Wittgenſtein, des Herrn Juſtizraths Stupp, des Hrn. Uovokat- 
Anwalts Zimmermann und vor der Expedition der „Köln. Zeitung“ zum 
Theil recht wohlgelungene ufifen 
unſere Straßenjungen eine recht ſchone Anlage beſißen. f 
| Leipzig, 5. November. Ein heute aus Wien hier angekommener 
Reiſender bringt die gewiſſe Nachricht von Robert Blum's Verhaftung und 
die näheren Details derſelben. Am aten November früh zwiſchen 5 und 

6 Uhr hat eine Schaar von 40 — 50 Soldaten die Stadt London, wo 
Blum gewohnt, umſtellt und das ganze Haus durchſucht. Das Militair 
iſt dabei auch in des Reiſenden, dicht neben Blum's und Fröbel's Logis 
gelegenes Zimmer eingedrungen und hat nach Blum gefragt, der Reiſende 
aber hat darauf ſelbſt geſehen, daß Blum und Fröbel als Arreſtanten und 
unter Militairbedeckung in einem Wagen forttransportirt worden find. 
Aus dem Bernburgiſchen, 3. November. Die Zuſtände in 
unſerem Herzogthume ſind nichts weniger als troſtreich. Seitdem das 
alte Miniſterium zurückgetreten, aben ſich die Uebergriffe des Landtags 
täglich gemehrt, und derſelbe ſcheint einen förmlichen Terrorismus aus⸗ 
zubilden, weshalb ſich auch bis jetzt noch Niemaud von einigem Rechts⸗ 
efühle zur Uebernahme eines Miniſterpoſtens gefunden hat. Der Herzog 
elbſt erklärt unter dem 2. November in einem Extrablatt zum Regierungs⸗ 
blatt feinem Volle, 90 er ſich nach Quedlinburg zurückgezogen und den 
Erzherzog⸗Reichsverweſer wiederholt um ſchleunige Abſendung eines Reichs. 


commiſſars erſucht habe, weil er dem von dem Landtage berathenen und 


ihm zur Genehmigung und Vollziehung vorgelegten neuen Verfaſſungs⸗ 
eſetze in mehren Beſchlüſſen feine Sanetion nicht ertheilen könne. Zugleich 
Pt der Herzog hinzu, daß, ſollte er die Ueberzeugung erhalten, daß er 
ferner zum wahren Wohle ſeiner geliebten Anbalt⸗Bernburger nicht mehr 

u wirken im Stande ſei, er es für feine Pflicht erachten werde, die Regie 
Ung niederzulegen, um auch durch dieſes, wenngleich mit blutigem Herzen 

gebrachte Opfer feine dem Lande ſtets gewidmete landes väterliche Fürſorge 

zu bethätigen. g (L. 3.0 

Frankfurt, 5. November. Nordiſche Zeitungen melden von neuen 

Verwickelungen zwiſchen Danemark und der deutſchen Centralgewalt in 

Bezug auf die Ausführung des Waffenſtillſtandes. Wir konnen hierüber 

aus guter Quelle verſichern, daß die Nachricht, der Reichs Kommiſſär 

Herr Stedmann habe die neue ſchleswig⸗ holſteiniſche Regierung zum Zu⸗ 
rüdtritt aufgefordert, unbegründet iſt; dage en beſtätigt es ſich, daß die 
daͤniſche Regierung das Wiederaufleben einer Reihe von Verordnungen und 
Geſeten durch die Regierung der Her ogthümer für unvereinbar erklärte 
mit den klaren Beſtimmungen des Waffenſtillſtandes, wonach ee 
deſſen Dauer die Geſetzgebung ruhen und den Beſtimmungen des künftigen 
Friedens nicht vorgegriffen werden ſoll. Herr Stedmann ſoll das Begeh⸗ 
ten des däniſchen Miniſteriums nicht in allen Punkten, wohl aber in ein⸗ 
zelnen in der That wirklich begründet gefunden und mit dem Entſchluſſe, 
den Waffenſtillſtand endlich zu vollziehen, gegen das Wieder fleben dieſer 
wenigen Punkte ſich gegen die neue Regierung erklärt haben. Das Reichs⸗ 
Minifterium iſt bereits, wie wir hören, mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt, 
und es ſind heute ſchon zwei Kouriere, der eine nach Schleswig, der an⸗ 
dere nach Kopenhagen deshalb abgegangen. Wenn nicht die Leidenſchaft 
der verſchiedenen Parteien in Kopenhagen, Schleswig und Frankfurt ſtär⸗ 
ker iſt, als die ruhige Erwägung der rechtlichen Gründe, ſo wird es, wie 
wir hoffen, den Bemühungen beſonnener Staatsmänner gelingen, auch die⸗ 
fen letzten Stein des Anſtoßes zu beſeitigen. 

Frankfurt, 6. November. (Polniſche Konflikte.) Es iſt ein 
Agen voller Umſtand, daß die definitive Regulirung der Grenzlinie 
zwiſchen Deutſch⸗ und Polniſch⸗Poſen und die Feſtſtellung der Reichogrenze 
nicht vor Berathung jenes Verfaſſungsparagraphen in der Berliner Ver⸗ 
ſammlung erledigt war, obwohl drei Monate ſeit dem Beſchluſſe der Na⸗ 
ſional⸗Verſammlung darüber verfloffen waren. Vorausſichtlich hätte die 
0 Erledigung einen entſcheidenden Einfluß ausgeübt. So wie die Sachen 

nun liegen, iſt ein Konflikt der beiden Verſammlungen dem Anſchein nach 

unvermeidlich. Betrachten wir die Beſchlüſſe derſelben. Die deutſche Na⸗ 
lonalverſammlung hatte am 27. Juli den Antrag Schuſelka's: „daß die 
meeeußiſche Regierung das Großherzogthum Poſen wie bisher als eine un⸗ 
1 0 Provinz verwalten ſolle,“ mit einer an Eiuſtimmigkeit grenzenden 
ehrheit verworfen. Dagegen hatte fie die Ausſchuß⸗ Anträge: daß „die 
5 Aufnahme der durch einſtimmige Beſchlüſſe des Bundestages Deutſchland 
| einverleibten Theile Poſens anzuerkennen und die 12 Abgeordneten dieſes 


Gebietes endgültig zuzulaſſen ſeien und daß 2) die Abgrenzungslinie des 
General v. Pfuel anzuerkennen, die letzte Entſcheidung aber nach dem Er⸗ 
gebniſſe weiterer, von der Centralgewalt zu veranſtaltender Erhebungen 
vorzubehalten ſei“, angenommen. — Die preußiſche Regierung nahm die 
definitive Abgrenzung in Angriff und ſetzte eine beſondere Demarkations⸗ 
aumiiion nieder, deren Thatigkeit jedoch dadurch beſonders gehemmt war, 
10 die Polenkommiſſion der Berliner Landesverſammlung erſtlich die Akten 
u Auſpruch nahm, und dann in der Sache ſeloſt ein Machtwort mitſpre⸗ 
4 wollte. Endlich, am mc des Oktober, waren die Vorarbeiten ſo 
weit gediehen, daß das preußiſche Miniſterium von der Centralgewalt zur 


Sonnabend, den 11. November 1848. 


Katzenmuſiken brachten, zu denen überhaupt 


definitiven Regulirung der Reichsgrenze die Abſendung eines Reichs ⸗Kom⸗ 
miſſarius verlangte. Dieſem Wunſche wurde ſofort entſprochen, und der 
General von Schäfer ſchickte ſich eben an ſeine Miſſion anzutreten, als die 
Abgrenzungsfrage in der preußiſchen Landes verſammlung beim 8. 1 vom 
Staatsgebiet zur Sprache kam. — Den Grundſäßen des Miniſteriums, 
dem er angehört hatte, getreu, ſtellte Alfred von Auerswald ſein Amen⸗ 
dement: Alle Landestheile der Monarchie „ſoweit fie zu Deutſchland gehd- 
ren“ bilden das preußiſche Staatsgebiet. Das Ministerium ſelbſt verthei⸗ 
digte es, und erklärte: es handle ſich um theure Intereſſen des großen 
deulſchen Vaterlandes und die preußi che Landesverſammlung würde ihrer 
Pflichten gegen daſſelbe eingedenk ſein. (Worte des Miniſters Eichmann.) 
Vergebliches Bemühen! Die Polen hatten ſich mit richtiger Politik auf die 
Linke und den Partikularismus geleht, und das Amendement fiel. Nach der 
jetzigen Faſſung giebt es nunmehr ein nichtdeutſches Preußen, welches nicht 
in Deutſchland aufgegangen. — Die polniſche und partikulariſtiſche Partei 
ging aber weiter. Sie ignorirte die Frankfurter Beſchlüſſe vom 27. Juli, 
wodurch ein Theil von Poſen deutſches Land geworden, vollſtändig, und 
ſetzte folgenden Antrag, wenn auch nur mit zwei Stimmen, durch: „Den 
Bewohnern des Großherzogthums Poſen werden die ihnen bei der Verbin⸗ 
dung des Großherzogthums Poſen mit dem preußiſchen Staat eingeräum⸗ 
ten beſonderen Rechte (1) gewahrleiſtet. Ein gleichzeitig mit diefer (der 
Nee Verfaſfungsurkunde zu erlaſſendes organiſches Geſetz wird Diefe 

echte naher feſtſetzen“. Dieſe Formel lautet etwas unbeſtimmt, wenn 
man ſie ins Beſtimmte überſetzt, ſo heißt fie: „Dem Großherzogthum 
Poſen werden die ihm 1815 durch die Wiener Akte und das Beſitz⸗ 
Ergreifungs⸗Patent eingeraumten beſondern Rechte, d. h. ein polniſcher 
Statthalter (u. ſ. f. Alles, was zur polniſchen Reorganiſation gehört) ge⸗ 
währleiſtet“. Wohlgemerkt, den Bewohnern des ganze früheren Großher⸗ 
zogthumg, nicht blog denen von polniſch Poſen. — Wir hätten gegen die⸗ 
ſes Amendement in der That gar nichts einzuwenden, wenn es ich bloß 
auf das abgegrenzte polniſch Poſen bezöge, ſo aber erkennen wir in ihm 
nur einen Verſuch, den Beſchluß Schuſelka's, welchen die Nationalver⸗ 
ſammlung ausdrücklich verworfen hatte, in Berlin durchzuſetzen: daß näm⸗ 
lich die preußiſche Regierung die Provinz ungetheilt erhalte und verwalte. 
Dies iſt der erſte Punkt, in welchem der Berliner Beſchluß mit dem Frank⸗ 
furter im Widerſpruch ſteht und hieraus folgen die anderen Widerſprüche 
als Conſequenzen. Denn bleibt das Großherzogthum ein Ganzes, 5 kann 
nicht eine Hälfte zu Deutſchland gehören und die dentſchen Marken be⸗ 
grenzen. Bleiben ihm die „eingeräumten beſonderen Rechte“, ſo werden 
die Bewohner Deutſchpoſens nicht nach Frankfurt ihre Vertreter zu ſenden 
haben, ſondern nach dem „neu zu erlaſſenden organiſchen Geſetze“ wahr- 
ſcheinlich neben dem Berliner Reichstag ihren zweiten in Poſen zuſammen⸗ 
treten ſehen. Die vorläufige Abgrenzungslinie, wie die von der Central 
gewalt definitiv zu treffenden Erhebungen erledigen ſich dann von ſelbſt. — 
Es frägt ſich nun, welches kann bei dieſen Konflikten die, Stellung der 
preußiſchen Regierung, welches die der Centralgewalt ſein? und hat die 
Letztere den Berliner Beſchluß nicht lediglich zu ignoriren, da nach dem 
Beſchluſſe vom 28. Mai die Beſchlüſſe der deutſchen Nationalverſammlung 
maßgebend für die einzelnen Landesverſammlungen ſind? Vor dieſer Frage 
könnte aber Jemand den einfachen Einwurf machen: Wie, wenn das ganze 
Großherzogthum Deutſchland einverleibt wird und in Yo aufgeht — dann 
fällt ja der Widerſpruch, und ſollte dieſes nicht die Abſicht der Berliner 
Landesverſammlung fein? Daruber hören wir denn doch zuerſt die Stimme 
eines Polen, der die Anſicht ſeiner Landsleute über den Berliner Beſchluß 
und was mit demſelben beabſichtigtigt wird, deutlich ausſpricht. (D. Z.) 

JFraukreich. 

Paris, 5. November. Der Repräſentanten⸗Klub der Straße Poitiers 
berieth geſtern in einer langen Sitzung darüber, ob er Namens des Ver⸗ 
eins einen Kandidaten für die Praſidentſchaft vorſchlagen ſolle oder nicht, 
nach lebhaften Erörterungen fiel die Entſcheidung dahin aus, daß der Klub 
feinen Kandidaten aufſtellen, ſondern es ſeinen Mitgliedern überlaſſen werde, 
je nach ihrer Ueberzeugung zu ſtimmen. Dieſer Entſchluß ward mit gro⸗ 
ßer Mehrheit gefaßt, da unter mehr als 200 Mitgliedern nur 37 für die 
Aufſtellung eines Kandidaten ſich erklärten. Der Klub des Inſtituts berieth 
geſtern über die nämliche Frage, ohne jedoch zu einer Entſcheidung zu ge⸗ 
langen. Das Feſt wegen Veroffentlichung der Verfaſſung wird dom 15. 
bis 20. November Statt finden und in ſämmtlichen Gemeinden Frankreichs 
begangen werden. Man ſpricht von einer bei dieſem Anlaſſe beabſichtigten 
Anne — Der „Konſtitutionel“ meldet, morgen werde der Nationalver- 
ſammlung ein Prorogationsentwurf vorgelegt werden. Ein anderes Jour⸗ 
nal behauptet dagegen, daß noch nichts eutſchieden und ein Auseinander⸗ 
gehen der Verſammlung im Angeſicht des nahen Verfaſſungsfeſtes nicht 
wohl thunlich ſei. Auch ſeien die Repräſentanten durchgängig der Anſicht, 
daß der Präſident nicht das Recht habe, die Verſammlung aufzufordern, 
daß ſie ſich prorogire; ſollte die Majorität ſich für eine 9 8 er⸗ 
klären, fo werde der Antrag wohl von einem Mitgliede der Verſammlung 
ausgehen. — Der Finanzminiſter empfängt täglich von ſeinen Agenten 
Briefe, worin ihm angezeigt wird, daß, in Folge der überall auf dem 
Lande in L. Napoleons Namen abgegebenen Zuſicherungen von Steuer⸗ 
freiheit, kein Steuereinnehmer auf ſeinem Poſten werde bleiben können, 
alls der Neffe des Kaiſers gewählt werde. Schon bedrohe man vieler 

rten die Beamten der indirekten Steuern, weil es überall heißt, der neue 
Praͤſident werde ſofort die droits rdunis aufheben, welche etwa ein Fünf. 
tel des Staaseinkommens bilden. (Köln. Ztg.) 

Paris, 6. November. Die Verhandlungen über die Candidatur Bonapar⸗ 
te's haben in der Preſſe ein wenig nachgelaſſen. Nicht geringes Aufſehen machte 
die Rede des Felix Pyat, welcher abermals die Frage des Rechtes zur Arbeit in 
der National ⸗Verſammlung inmitten der größten Entrüſtung beraufbeſchwor; 
aber auch dieſen Zwiſchenfall hat der Strom der Zeit bereits mit fortgeriſſen, 
und auf der Tages⸗Ordnung ſteht die Annahme der Verfaſſung. Der „National“ 
betrachtet die Verfaſſung als vollkommen in ihren Grundlagen. Dieſelbe umfaſſe 
alle edlen Inſtitute, welche in den Herzen der Maſſe leben, ſo wie alle geſell⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſe, welche aus dem bereits gemachten Fortſchritte hervorgehen. 
— Die „union“ meint, die Zukunft ſei die einzige Autorität, welche über dit 
neue Verfaffung entſcheiden könne. 

— Vorgeßſern wurden zur Feier der Annahme der Verfaſſung durch die Na⸗ 


tional⸗Verſammlung 101 Kanonenſchüſſe abgefeuert. Die Journale zählen die Italiener auf die Deutſchen in, welche es jetzt bei i 
Mitglieder auf, welche gegen die Verfaſſung ſtimmten; man bemerkt darunter die Vereinigung ſchnerllic Mn ; daß 2 Fische hen seabfihtiten 
Namen Berrper, Crespel de Latouche, Deville, Greppo, V. Hugo, Montalembert, [ größte Hinderniß dieſes Strebens ſei 2 eligion dag 
ai a bie 5e attend einen rn der 5 Bor us ſet. (D. A. 3) 
eiftique“ hat die von der National⸗Verſamm ung mit Anordnung des Verfaſſungs⸗ 5 a 2 8 
festes beauftragte Commiſſion entſchieden, daß daſſelbe am nächſten e Bermiſchte Nachrich teu. 
(12. Nod.) Statt finden, und mit einer vefigiöfen Feierlichkeit beginnen ſoll, zu Neuſtadt⸗ Eberswalde, 4. November. Unfere Straßen ſahen 
welchem Zwecke auf dem Eintrachtsplatze ein Altar errichtet wird. Sowohl hier, einen fröhlich⸗ traurigen Feſtzug der hieſigen akademiſchen For inne n 
lungen von Lebensmitteln an | Feier des Namenstages des heiligen Schutzpatrons des weiland wi 


als überall im Lande, ſollen bedeutende Aus khei | t 
arne Famillen Statt finden. Die nage hat den Wunſch ausgeſprochen,. Waidwerks, des St. Hubertus waren die jungen Herren Grünrdake, wi 
wie 


daß bei dieſem Anlaſſe zahlreiche Begnadigungen erfolgen möchten; fie bat ferner 3 le, 0 Ye 
enlehen, daß die National Berfammlung auf Koften ber Nepräſenkanten ein 1 am frühen Morgen zu einer Jagd ausgerückt. Ihre Heime 
egleitete aber nicht der onſtige allgemeine Frohſinn und die gewohnl, 
Luſtigkeit; fe zeigte uns heuer zwei Züge, einen Feſt. und einen Trau. 


großes Bankett geben ſoll. — Bei der ſchon erwähnten Berathung des Clubs 
der Straße Poitiers war es vornehmlich Herr Thiers, welcher den Verein be⸗ . e e, ei 
zug. — An der Spitze des Erſteren ſchritt ein Muſik - Chor, welches e. 


ſtimmte, keinen Candidaten für die Präßtdentſchaft aufzustellen. Er ſprach ſich ge-“ 4 5 
en eine Unterſtützung der Candidatur Tavaignac's aus, und ſagte zum Schluſſe, kannte Jagdweiſen aufſpielte, dieſem zunächſt folgte die auf hohem Sky 
weit flatternden Bändern verzierte Dei 


er ſelbſt ſei weder Candidat für die Präſidenkſchaft noch, wolle er es fein, jo we» getragene und mit bunten, 
leon's abgeben würde. (K. 3.) | „Hubertus 1848,“ dann ſah man eine von vier Akademikern getragh. 


nig als er den Minifter Cavaignac's 5 L. Napo 

f tal ie n. Bahre, welche mit grünen Zweigen zierlich geſchmückt war und 
Nom, im Oktober. Zu den vielen Sorgen, welche die Politik der⸗ ein Theil des erlegten Wildes ruhte, und el: ſich nmel n 
malen dem Papſte macht, kommt eine neue. die Sorge wegen der Aus⸗ die vorausgehende Beute eine reiche Begleitung Seitens des Ja dberfonnn 
breitung des Proteftantismus in Italien, ja in Rom ſelbſt. 7 ie ſehr die- an. — Das war der Feſtzug, die Feier des Hubertus nach Wann 


ſelbe des Papſtes Gemüth bewege, ſprach derſelbe neulich in einer Rede | Art als gerechte Jäger. — Ju geringer Entfernung folgte der zwei 
l rte ſeine Betrüb⸗ in dumpfer Stille ohne Sang und near. Man erblickte 1 ih 


bei Gelegenheit einer Seligſprechung ſelbſt aus. Er äuße . \ r S 
katholiſchen Ita- eine Deviſe, jedoch von ſchwarzen Florbänder umhüllt, mit der Aufſchriſt, 


mp. darüber, „daß man die Verwegenheit habe, im ganz 
lien, ja im Centrum der Ehriſtenheit, in Rom elöft, den Proteſtantismus „Hubertus 1849," ihr folgte ebenfalls eine Trage, auf welcher ein fette 77 
durch einen, durch tauſend, durch zehntauſend Mitſchuldige einzuführen.“ Hammel auf untergebreitetem Stroh ſichtbar wurde, den Schluß des 1 
Nach der Verſicherung des Papſtes 1 DER Verſuche von der Partei ges bildete eine geringe Anzahl Akademiker, welche im Gänſemarſche ehe 
ausgehen, welche die italieniſche Nationalität, alſo die Einheit Italiens, dicht binter dem andern, einhergignen, und ihre tief zur Erde gefenftn en 
anſtrebt. Er macht dieſelbe auf ihre Inkonſequenz aufmerkſam, welche fie | Gewehre mit ſchwarzen Floren umgeben, wie ihre trauernden Hunde mil 5 
dadurch dokumentire, daß ſie die Italiener durch Glaubenszwieſpalt trennen ſchwarzen Halsbänbern angethan Wie Das war der Trauerzug, bag 
und dennoch vereinigen wolle. Der Papſt weiſ't ſeine proteſtantiſirenden Begräbniß, die Zukunft des edeln ? gidwerks! (of. 3) 
Deutſchlands Treue iſt geſunken, er⸗ und Großmutter, die Frau des verſtorbenen Kauf⸗ 
end liegt in ei Staub, ne Auguft Wilhelm Peters on, nach kurzem ‚Magdeburger Sauerkohl, Ä pr. Pfd, 1 
En en en en = vollendetem 73ften UNE 1 5 14 ſgr., Rügenwalder Gänſebrüſte, en 
eilen in ihren Raub. 5 einen ſanften Tod von uns zu nehmen. Alle lieben j ö 
Deutſcher Aar, du liegſt gebunden, Freunde und Bekannte bitten wir um ſtille Theil ⸗ Elbinger Neunaugen empfiehlt 8 ru 
“72 Lahm iſt deiner Flügel Kraft, nahme. Wollin, den Tten November 1848. G. A. Ziegler Junxerſtraß ö a 
0 Hinterliſtig überwunden, Die Hinterbliebenen, nn . pe. u 
AR dein Heldenmuth erſchlafft. 85 \ 6 5 * SR 
Und es treten dich mit Füßen N 5 ee mie t hungen. Bi 
Die du deine Söhne . Auktion en. Zwel S 1 9 5 100 de 
Die als Freund dich frech begrüßen, ; Auktion wei Stuben, Kammer und Küche, Papenſtr. 308. d. 
Weil du ihre Schwächen kennft. a 731 Di e TS TE f Je 
Und im frechen Uebermuthe am Montag den 18ten November, Vormittags 1044 [„ Die nen eingerichtete Sie Etage, beſtehend aus gin au 
Strecken ihre Frevlerfauſt — Uhr, über N 2 Zimmern nebſt ſämmtlichem Zubehör, iſt zu verm⸗ au 
Die getaucht im Fürſtenblute, 1400 Ctur. Prima und Secunda Camp. Blaubolz, chen Mittwochſtraße No. 1058 bei T. C. Lüderitz. flo 
Nach der Kön'ge hebres Haupt. Her . 5 7 1515 Waage, durch den Mäkler ern ee M 
1 en deze ge Fluren l sy BR Ritterſtraße No. 812. nee 2 Mein gebe 3 
ammt der Aufruhr wild empor, 2 : k ar . Je 
6 Leichen zeigen ſeine Spuren ? Auktion über Oldenburger Vieh. In meinem Haufe Mönchenſtraße No. 605—5 au 
Und nur Mord ertönt zum Ohr. Montag den 13ten, Vormittags I Uhr, iſt die zte Etage, beftehend aus 5 heizbaren Zimmem A 
i ſollen auf der Laſta die im Gaſthof zum | nebft Zubehör, zum Iften April 1849 zu vermiethen. 10 
—— 9 


Und du mußt gefeſſelt ringen 
Deutſcher Aaar, auf, wache auf! 
Schüttle die gewalt gen Schwingen, 
Brich die Ketten! Dran und Drauf! 


Wenn du dich wirſt frei erheben 
Muthig treten auf und kühn 


grünen Baum, beim Gaſthofbeſitzer Wach, 
BE +40 Stück Oldenburger tragende Ferſen 
und ige Zuchtbollen an den Meiſtbietenden gegen 
gleich baare Bezahlung verauktionirt werden. 


Mönchenſtraße No. 45960 iſt die obere M 
2 Stuben, Kammer und Küche, zu vermiethen. N . 
— ä Hi 
Ein neuer Laden, Mönchenſtr. 45960, Q 


Nachlaß⸗Auktion am A4ten November e., Vormit⸗ 


Sucht die Ordnung zu erſtreben — 0 5 
Sei belohnt dein edles Mühn! 918 ann hee = 683, über mehrere Te . f 
altet Gute nur zuſammen, under 0 uhmacher⸗Spahn von verſchledenen ; i ie 8 
Ian als Gans, Jung une 51 Dimenſionen. Reis ler. Dienſt⸗ und Beſchäftigungs⸗Geſuche. 5 
ird auch aus des Au ruhrs Flammen ; Ein Lehrling fürs Comptoir wird verlangt vo | 
Deutſchland wieder auferſtehn. 190 Holzver kauf., Seippel & Bramſtedl 0 
— m | eee eee e 1279 Eichen und 170 Kiefern ſollen im Meſſenthiner IQ 
Bürgerwehr⸗Klub Revier auf dem Stamm am 17ten und Lasten d. M.,] Ein junger Mann von außerhalb, mit den nöthigen 
a l und am Aften, Sten, 15ten und 22ſten Dezember c., ] Schulkenntniſſen ausgerüſtet, der für Wohnung und [ 
Am künftigen Mittwoch, Abends 8 Uhr, wird im jedesmal am Orte Vormittags um 10 Uhr beginnend, Beköſtigung ſelbſt ſorgen kann, wird für ein hieſiges fi 
Schützenhauſe eine Verſammlung Statt finden. Der meifibietend verkauft werden. Comptoir als Lehrling geſucht, und wolle ein fal N 
Einlaß iſt nur gegen Vorzeigung neuer Karten ge⸗ Stettin, den Iften November 1848. ſeine ſelbſtgeſchriebene Adreſſe der Erpedition Diet | 
a e an 120 we ra en 125 Die Oekonomie⸗Deputation des Magiſtrats. Zeitung unter 6. No, 12 einſenden. 
onnabend, Sonntag, Montag, Dienſtag un itt⸗ f 1 a N if 
woch in den Vormittagsſtunden von 8—1 Uhr in Em⸗ 9 . 7 e 
pfaßg genommen. Diejenigen Mitglieder, welche den Verkäufe beweglicher Sachen. Anzeigen vermiſchten Juhalts. 
ee 1 55 das ten gen eg unn fi Ref Holländisch e AH TI 8 
gaben, erhalten die neuen Karten ge en ieferun it mit den Reſten Holländiſcher und? iederländi⸗ M 
der alten. Wer nur den Beitrag für Ottober geiahlt ſcher Ropyal⸗ und Medfan⸗Schreib⸗Papiere, ſo auch En enter. 
hat, wird gebeten, die neue Karte gegen Erlegung des Briefpapiere in ganzen Bogen, zu räumen, verkaufen] Heute Sonnabend den Ilten November findet Kit 
ö 55 es für an e zu löſen. — wir diefelben unter dem halben Fabrilpreis. Vorſtellung ſtatt. Morgen Sonntag die unbediſgt 
egenftand. der Beſprechung | das Bürgerwehrgeſetz, 5 3 letzte, wobon die erſte Nachmittags 4, die zielt 
zunächſt deſſen erſte Abſchnitte. Diejenigen Herren, N Abends 7 Uhr betzinnen wird. 
welcht in den Verſammlungen Gegenſtände zur Sprache ICOLAI SCHE 5 J. Schreyer. 
zu bringen wünſchen, werden auf den §. 11 unſerer B I & P. 3 | N il img‘ — — 
Statuten über Ankündigung ber Vorträge in Debat⸗ 1 1 aAplel Lell III I Im Wintergarten EN 
ten aufmerkſam gemacht. Die Ankündigung kann bei (C. F. Gi (beriet) i 355 j 
jedem Worftandsmitgligbe geſchehen. ’ (C. F. Guider et) in Stettin, Dame. N i. Gib | 
Stettin, den n Reden For han grosse Domstrasse No. 667. Fine; e ee Nov. Di 10 6 
ih . „ea 2 oncerte, unter Leitung des Herrn Lemſer A 
Einladung Magdeburger Sauerkohl, a fd 1. gr., bei Anfang, welches wir den geehrten Stettinern hem 6 
der Mitglieder des conſtitutionellen Bereins A. 8. Kutſcher, Breiteſtraße No. 380. 1 i ale 
Ne . | 1 
} ovem Eh 5 ; ! 
den 1iten 2 Par W Pbörſand. Parfum OVA, den Stettins und der banden auf das Beſte, $ 
— > aus den einde An 90 Orlents, s ze roh Ba przen \ 
son Wer aus der Bibliobthek der polptechniſchen N von Sinon & Co, in Poris; Zwei Nenfenaire nden egen billiges Pom 
5 ü i if. Nur wenige Tropfen, auf heißes Metall verdampft, oe gegen billig I 
Geſellſchaft Bücher, Zeichnungen, Journale und Schrif verbreiten einen schönen dauernden Parfüm. pft, freundlich“ Aufnahme Roſengarten No. 271, drei A | 


ten durch den verſtorbenen Uhrmacher und Mechanikus 0 
ch ch ch Daſſelbe iſt zu haben in Flacons à 7½ ſgr. bei pen hoch 


Winterbute werden bei mir gut und, billig oni 
J. C. Ebeling junior. 


Magie bh ole weh d Na beef nicht zurück⸗ n. 
egeben hat, wolle dieſelben och ungeſäumt an den 5 
Ahimacher Steinbrink, Roßmarkt N. 720, abgeben. 4 erd. Müller & Comp. vert. 
Stettin, den Ste e ich Be es Rasa Börseugebäude. 2 6 
1505870879“ 5 5 0 niſche Ge 3 - 2 
W ieee a Die Futs-, Mode Handlung 0 win Ich wohue kleine woltmeberfi 
Todesfälle. ane e von 3, C. Ebeling junior No. 724. Maier, Leichen⸗ omm 
. 175 mpfiehlt ihr Lager der neueſten Gegenſtände zu be⸗ 8 ' 1 
pfeptt ihr Lage beußernde a er ſarius, mit Tapen angeſtellt. 


ee Es bat Goat gefallen, unfere liebe Mutter, Schwie- | kannt billigen Preiſen. 


